
Schaffung sozial und ökologisch verträglicher städtebaulicher 
Räume.

Bei dem Erlaß des Gesetzes geht es in erster Linie darum, den 
bisherigen Interessengemeinschaften zur Bildung von Archi­
tektenkammern, die unter den verschiedensten Bezeichnungen 
arbeiten, einen Rechtsstatus zu geben, damit sie die Gründung 
von Architektenkammern als Körperschaften öffentlichen 
Rechts vorbereiten können. Die Regierungsbeauftragten der 
Bezirke werden nunmehr ermächtigt, bereits unter der gegen­
wärtigen Verwaltungsstruktur vorbereitende Maßnahmen zur 
Bildung von Architektenkammern einzuleiten und sich auf der 
Ebene künftiger Länder zusammenzuschließen.

Mit den vorbereitenden Maßnahmen wie den auf Vorschlag 
der Interessenvertreter der Architekten zu berufenden ersten 
Gründungsausschüssen zur Vorbereitung von Architektenkam­
mern und den vorläufigen Eintragungsausschüssen zur Füh­
rung von Architektenlisten werden staatlich administrative Lei­
tungsmethoden überwunden und den Architekten neue eigene 
Rechte übertragen. Sie haben künftig eigenständig zu entschei­
den, wer befähigt ist, die Berufsbezeichnung „Architekt“ zu tra­
gen. Sie haben die beruflichen Belange der Architektenschaft 
gegenüber den Auftraggebern und der festgestellten Aufsichts­
behörde zu vertreten sowie das Ansehen des Berufsstandes zu 
wahren und zu fördern.

Mit der Herstellung der Arbeitsfähigkeit der vorläufigen Aus-
agungsausschüsse stellen die Zulassungskommissionen bei 

'-3en Regierungsbeauftragten der Bezirke ihre Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Erteilung von Zulassungen in den Fachrichtungen 
Architektur ein. Bereits zugelassene Architekten haben inner­
halb von 6 Monaten nach Inkrafttreten des Architektengesetzes 
den Antrag auf Aufnahme in die Architektenliste zu stellen, da 
dann ihre bisherige Zulassung erlischt. Damit übernimmt 
gleichzeitig der vorläufige Eintragungsausschuß erste Funktio­
nen einer Körperschaft öffentlichen Rechts. Zur Wahrung der 
Rechtssicherheit bis zum Ende des Jahres wird durch das Mini­
sterium für Bauwesen, Städtebau und Wohnungswirtschaft eine 
Anordnung Nr. 2 zur Zulassungsanordnung vorbereitet, in der 
noch notwendige Festlegungen für den Übergangszeitraum bis 
zur Außerkraftsetzung der Zulassungsordnung getroffen wer­
den.

Das Architektengesetz und die als Anlage bestätigte Ordnung 
über die Aufgaben und die Arbeitsweise der Architektenkam­
mern bieten die Voraussetzungen, daß die Architekten auf die­
ser Grundlage und auf der Grundlage der vorbereitenden Maß­
nahmen nach Bildnung der Länder sofort Architektenkammern 
errichten können. Wir bringen damit die zukünftigen Länder, 
die wahrscheinlich eine Reihe vorrangiger Aufgaben zu lösen 
'"'aben, nicht sofort in Zugzwang, sich den Forderungen der Ar- 
/litekten nach einem Architektengesetz zu stellen.

Zur Wahrung der Rechte der künftigen Länder ist festgelegt, 
daß das vorliegende Architektengesetz in dem Land sofort außer 
Kraft tritt, in dem ein eigenes Architektengesetz beschlossen 
wird.

Insgesamt regelt das Architektengesetz die Berufungsaufga­
ben, Fachrichtungen und Berufsbezeichnungen, die Vorausset­
zungen für die Eintragungen in die Architektenliste und die 
Führung der Architektenliste selbst, die Aufgaben des Grün­
dungsausschusses und des vorläufigen Eintragungsausschus­
ses, die Bauvorlagenberechtigungen und die Rechts- und Fach­
aufsicht. Es regelt gleichzeitig die Ahndung von Rechtswidrig­
keiten sowie das Beschwerdeverfahren. Bei der Festlegung der 
im Gesetz enthaltenen Bestimmungen zu den Gebühren und 
Entschädigungen wurde davon ausgegangen, daß sich die Grün­
dungsausschüsse und vorläufigen Gründungsausschüsse wie 
auch später die Architektenkammern finanziell selbst tragen 
müssen.

Abschließend möchte ich bemerken, daß das Architektenge­
setz weitgehend an die EG-Architektenrichtlinie angepaßt ist. 
Das gilt insbesondere für das Tätigwerden auswärtiger Archi­
tekten, das Tätigwerden als angestellter Architekt und das gefor­
derte Hochschulniveau in der Fachrichtung Architektur.

Mit dem vorliegenden Gesetz werden Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß der Berufsstand der Architekten der DDR inter­
national anerkannt wird und sich die Architekten an deutsch­
deutschen oder international ausgeschriebenen Architekten­
wettbewerben beteiligen können.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um Ihre Zustim­
mung für das vorliegende Gesetz.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Gestatten Sie eine Anfrage?

Prof. Dr. Zimmermann (CDTJ/DA):

Herr Minister! Ingenieurkammern sind genauso wichtig wie 
Architektenkammern. Warum ist von dem ursprünglichen Ent­
wurf Anfang April Abstand genommen worden, Architekten­
kammer- und das Ingenieurkammergesetz (Bau) gemeinsam 
einzubringen? Ist vorgesehen, in nächster Zeit auch das Inge­
nieurkammergesetz (Bau) einzubringen?

Dr. V i e h w e g e r, Minister für Bauwesen, Städtebau und Woh­
nungswirtschaft :

Das gemeinsame Einbringen in einer Gesetzesvorlage hat kei­
nen Konsens bei den Verbänden gefunden, und deshalb müssen 
wir auf eine getrennte Einbringung dieser Gesetze zurückgrei­
fen.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich danke Herrn Minister Viehweger.

Meine Damen und Herren! Das Präsidium hat zu diesem Ta­
gesordnungspunkt keine Aussprache vorgesehen. Ich sehe kei­
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Das Präsidium schlägt vor, den Gesetzentwurf des Ministerra­
tes, auf Drucksache Nr. 112 verzeichnet, an den Ausschuß für 
Bauwesen, Städtebau und Wohnungswirtschaft zu überweisen. 
Wer mit diesem Überweisungsvorschlag einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Keine 
Gegenstimme. Wer enthält sich? - So ist die Überweisung bei 
einer Stimmenthaltung beschlossen.

In Abänderung der Tagesordnung rufe ich jetzt auf Tagesord­
nungspunkt 13:

Antrag der Fraktion der PDS
Gesetz über die Bildung des Verfassungsgerichtes der 
DDR
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 116)

Das Wort zur Begründung hat der Vertreter der Fraktion der 
PDS, der Abgeordnete Prof. Gerhard Riege:

Prof. Dr. Riege für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 11. Juni hat 
meine Fraktion den Gesetzesantrag eingereicht, der auf die 
Bildung eines Verfassungsgerichtes zielt. Es hat nahezu 4 Wo­
chen gedauert, bis er auf die Tagesordnung dieses Plenums ge­
langen konnte. Am 19. April hatte der Ministerpräsident in sei­
ner Regierungserklärung unter dem Beifall der Abgeordneten 
erklärt:

„Die Regierung wird dafür Sorge tragen, daß das Justiz­
wesen nach rechtsstaatlichen Grundsätzen umgestaltet und 
das Prinzip der Gewaltenteilung durchgesetzt wird.
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